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Ursel Schlichting 
 

Vorwort 
 
 
Auf einer Reise durch den Westbalkan stellte der Präsident der Europäischen 
Kommission, Jean-Claude Juncker, in einem Interview mit der Deutschen 
Welle im Januar 2018 fest: „Vor nicht so langer Zeit gab es hier einen heftigen 
Krieg. Und wenn wir dem Westbalkan die Beitrittsperspektive wegnehmen, 
dann kann sich das sehr schnell wiederholen.“1 Im selben Atemzug räumte er 
ein: „Es gibt unverkennbar eine Erweiterungsmüdigkeit in der EU.“2 Bereits 
im OSZE-Jahrbuch 2015 wies Jenny Nordman darauf hin, dass viele Politiker 
und Beobachter davor warnten, dass es „zum Wiederaufleben nationalistischer 
Einstellungen in der Region sowie zu einer Radikalisierung und letztlich zum 
Wiederaufflammen ethnischer Konflikte beitragen könnte, wenn die Integra-
tion in die EU nicht beschleunigt“3 werde. Den Eindruck, dass die Menschen 
in Südosteuropa enttäuscht sind, dass sie sich zunehmend im Stich gelassen 
und vernachlässigt fühlen, bestätigen auch Gespräche mit Vertretern der West-
balkanländer in der OSZE. Welche Folgen hätte eine solche Vernachlässi-
gung? Wie groß ist die Gefahr eines erneuten Aufflammens blutiger Kriege 
und Konflikte auf dem Balkan? Wie ernst müssen die Warnungen vor Sicher-
heitsrisiken durch eine Verlangsamung des EU-Integrationsprozesses genom-
men werden? Sind Hinweise auf einen Zusammenhang zwischen der „Erwei-
terungsmüdigkeit“ der EU und der Zunahme ethnischer Spannungen in einigen 
Ländern des Westbalkans zutreffend? Diese für die Stabilität nicht nur der Re-
gion, sondern auch für die Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa insge-
samt ernst zu nehmenden Fragen haben uns dazu veranlasst, in diesem Jahr 
den Westbalkan – und damit auch den Stand der EU-Integration der Länder 
der Region – zum Themenschwerpunkt des OSZE-Jahrbuchs 2018 zu ma-
chen.4 
Ein kurzer Rückblick: Mit dem Streben der Teilrepubliken bzw. bestimmter 
Provinzen und Regionen nach Unabhängigkeit nimmt nach dem Ende des Kal-
ten Krieges der Zerfall des Vielvölkerstaates Jugoslawien seinen Lauf. Eine 

                                                           
1  Juncker: „Es kommt auf die Substanz an“, Interview von Lars Scholtyssyk mit Jean-Claude 

Juncker, 28. Februar 2018, DW, unter: https://www.dw.com/de/juncker-es-kommt-auf-die-
substanz-an/a-42773951. 

2  Ebenda. 
3  Jenny Nordman, Nationalismus, EU-Integration und Stabilität im Westbalkan, in: Institut 

für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Universität Hamburg/IFSH (Hrsg.), 
OSZE-Jahrbuch 2015, Baden-Baden 2016, S. 165-179, hier: S. 169.  

4  Zu den Ländern des Westlichen Balkans gehören Albanien und die Nachfolgestaaten Jugo-
slawiens mit Ausnahme der bereits der Europäischen Union beigetretenen Staaten Slowe-
nien und Kroatien. Vgl. z.B. Bundesministerium für Bildung und Forschung, Internationa-
les Büro, Westlicher Balkan, unter: https://www.internationales-buero.de/de/westlicher_ 
balkan. php 
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Serie schwerer bewaffneter Auseinandersetzungen – der Zehntagekrieg in Slo-
wenien (1991), die Kriege in Kroatien (1991-1995) und in Bosnien und Her-
zegowina (1992-1995), der Kosovokrieg (1998-1999) sowie der Aufstand al-
banischer Separatisten in Mazedonien (2001) –, die alle mehr oder weniger 
eine Mischung aus Unabhängigkeitskriegen, ethnischen Konflikten und Auf-
ständen waren und oftmals mit brutalen „ethnischen Säuberungen“ einhergin-
gen, prägte die 90er Jahre des vergangenen Jahrhunderts in den Nachfolgestaa-
ten Jugoslawiens. Als letzte ehemalige Teilrepublik erklärte Montenegro im 
Jahr 2006 seine Unabhängigkeit und verließ den Staatenbund Serbien und 
Montenegro (1992-2003: Bundesrepublik Jugoslawien) friedlich. Jugoslawien 
ist schließlich in die heute international anerkannten Staaten Slowenien, Kro-
atien, Bosnien und Herzegowina, Serbien, Montenegro sowie Mazedonien zer-
fallen; der völkerrechtliche Status Kosovos ist noch umstritten. Dauerhafter 
Frieden kehrte jedoch nicht ein; (interethnische) Spannungen hielten in 
unterschiedlicher Intensität an oder drohten erneut gewaltsam auszubrechen. 
In allen Nachfolgestaaten Jugoslawiens (mit Ausnahme Sloweniens) und in 
Kosovo wurden in den 1990er Jahren OSZE-Feldmissionen eingerichtet:5 
1992 die KSZE/OSZE-„Spillover“-Überwachungsmission in Skopje (2010 
umbenannt in OSZE-Mission in Skopje), deren Aufgabe es zunächst war, ein 
Übergreifen des Krieges in Bosnien und Herzegowina auf Mazedonien zu ver-
hindern; 1994 die OSZE-Mission in Bosnien und Herzegowina; 1996 die 
OSZE-Mission in Kroatien (2007 ersetzt durch das OSZE-Büro in Zagreb, das 
im Dezember 2011 geschlossen wurde); die OSZE-Präsenz in Albanien im 
Jahr 1997; im Juli 1999 die OSZE-Mission im Kosovo (OMIK), die eine ei-
gene Komponente innerhalb des Übergangsverwaltung der VN im Kosovo 
(UNMIK) bildete und die Implementierung der Resolution 1244 des Sicher-
heitsrats der Vereinten Nationen unterstützen sollte, mit deren Verabschiedung 
der Kosovo-Krieg beendet worden war; und schließlich im Jahr 2001 die 
OSZE-Mission in der Bundesrepublik Jugoslawien (ab 2003 Mission in Ser-
bien und Montenegro, 2006 umbenannt in OSZE-Mission in Serbien, mit un-
verändertem Mandat; gleichzeitig wurde die OSZE-Mission in Montenegro 
eingerichtet).  
Der Westbalkan stellte damit einen der geographischen Schwerpunkte der 
OSZE-Feldoperationen, der wichtigsten Instrumente der OSZE zur Friedens-
konsolidierung nach einem Konflikt, dar, in den somit auch ein Großteil der 
Mittel der Organisation flossen. Den inhaltlichen Schwerpunkt der Missions-
mandate bildeten zunächst Demokratisierung, einschließlich des Aufbaus 
demokratischer Institutionen und der Überwachung ihrer Funktionsweise; der 
Schutz der Menschenrechte, einschließlich der Rechte von Angehörigen nati-
onaler Minderheiten; die Rückkehr von Flüchtlingen und Binnenvertriebenen, 

                                                           
5  Vgl. hierzu: OSCE, The Secretariat, Conflict Prevention Centre, Survey of OSCE Field 

Operations, SEC.GAL/110/18, 25 Juni 2018 (ohne Vorläufermissionen wie z.B. Erkun-
dungs- und Berichterstattermissionen).  
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einschließlich damit zusammenhängender Eigentumsfragen; sowie die Orga-
nisation und Überwachung von Wahlen.  
Eine wirkliche Stabilisierung der mittel- und osteuropäischen Staaten sowie 
dauerhaften Frieden versprachen sich zur selben Zeit jedoch bereits viele poli-
tische Akteure sowohl in Westeuropa als auch in den betroffenen Ländern al-
lein von einer – möglichst raschen – Integration in die Europäische Union (EU). 
Auf einem Gipfeltreffen der EU und der westlichen Balkanstaaten in Thessa-
loniki im Juni 2003 eröffnete die EU Letzteren formal die Perspektive zum 
Beitritt zur Union: Die Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten der 
EU, der Beitrittsstaaten, der Bewerberländer und der potenziellen Bewerber 
Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kroatien, der ehemaligen jugoslawi-
schen Republik Mazedonien, Serbien und Montenegro kamen überein, dass 
„die EU […] die europäische Ausrichtung der westlichen Balkanstaaten vor-
behaltlos unterstützt. Die Zukunft der Balkanstaaten liegt in der Europäischen 
Union. Die derzeitige Erweiterung und die Unterzeichnung des Vertrags von 
Athen im April 2003 sind für die westlichen Balkanstaaten Ansporn und Ermu-
tigung, denselben erfolgreichen Weg zu beschreiten. Sie stehen nun vor einer 
großen Herausforderung: Sie müssen sich auf die Integration in die europäi-
schen Strukturen, an deren Ende der Beitritt zur Europäischen Union steht, 
vorbereiten, indem sie die europäischen Normen übernehmen. […] Die Länder 
der Region haben es in der Hand, wie schnell sie dabei voranschreiten.“6 Damit 
hatte die EU bei den Stabilisierungsbemühungen für die Region Westbalkan 
die Führungsrolle übernommen und arbeitete langfristig darauf hin, diese Län-
der in die Union zu integrieren oder zumindest zu einer engen Zusammenarbeit 
zu befähigen. Die Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen (SAA), über 
die alle Länder der Region verhandelten oder sie sogar bereits umsetzten, um-
fassten ein wesentlich breiteres Themenfeld als die OSZE je abdecken könnte. 
Der OSZE blieb damit auf dem westlichen Balkan nur noch eine Unterstüt-
zungsrolle.7 
Die OSZE-Missionen und die EU arbeiteten in diesem Prozess allerdings Hand 
in Hand. Ein Beispiel hierfür ist Kroatien, das am 29. Oktober 2001 das SAA 
mit der EU unterzeichnete, am 21. Februar 2003 den Beitrittsantrag stellte und 
im Juni 2004 vom Europäischen Rat als Beitrittskandidat anerkannt wurde. 
Vereinfachend und dennoch zusammenfassend kann man sagen: Die OSZE 
setzte die Themen, die EU übersetzte diese in Beitrittskonditionen und stellte 

                                                           
6  Europäische Kommission, Gipfeltreffen EU – westliche Balkanstaaten, Thessaloniki, 21. 

Juni 2003, unter: http://europa.eu/rapid/press-release_PRES-03-163_de.htm. Bei dem im 
Text erwähnten Vertrag von Athen handelt es sich um den am 16. April 2003 zwischen der 
EU und den zehn Ländern Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, 
Tschechien, Ungarn und der Republik Zypern abgeschlossenen Vertrag über deren Beitritt 
zur EU. Der Beitritt Sloweniens wurde mit diesem Vertrag bereits besiegelt.  

7  Vgl. Wolfgang Zellner, Asymmetrische Sicherheit in Europa und die Aufgaben der OSZE, 
in: Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Universität Hamburg/IFSH 
(Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 2003, Baden-Baden 2003, S. 67-80, S. 74. 
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die Anreize bereit, kurz: Die Mission sorgte für den Inhalt, die EU für das Er-
gebnis.8 Die OSZE formulierte prioritär demokratiebezogene und rechtsstaat-
liche sowie menschen- und minderheitenrechtliche Reformziele, die letztlich 
Eingang in das SAA fanden und die Diskussion der EU-Kommission im Vor-
feld der Erarbeitung ihrer Empfehlung zur Aufnahme von Beitrittsverhandlun-
gen beherrschten. Die EU-Beitrittsperspektive wiederum gab der Arbeit der 
Mission einen starken Impuls und erwies sich in Kroatien als stärkster Kon-
fliktlösungs- und Reformanreiz;9 ohne sie wären die zur Verfügung stehenden 
diplomatischen und sicherheitspolitischen Instrumente höchstwahrscheinlich 
weitgehend wirkungslos geblieben. 
Kroatien musste dennoch zehn Jahre, bis zum Juli 2013, warten, bevor es nach 
Slowenien als zweiter Nachfolgestaat Jugoslawiens Mitglied der EU wurde. 
Nach Jahren der Zuversicht ist der Integrationsprozess inzwischen ins Stocken 
geraten – die Bilanz 15 Jahre nach dem „Versprechen von Thessaloniki“ ist 
ernüchternd: Von den sechs EU-Anwärtern haben vier den Status eines „Bei-
trittskandidaten“: Mazedonien (seit 2005; Antrag auf EU-Mitgliedschaft: 
2004), Montenegro (seit 2010; Antrag auf EU-Mitgliedschaft: 2008), Serbien 
(seit 2012; Antrag auf EU-Mitgliedschaft: 2012) und Albanien (seit 2014; An-
trag auf EU-Mitgliedschaft: 2009). Beitrittsverhandlungen wurden jedoch bis-
lang erst mit zweien von ihnen aufgenommen: mit Montenegro (2012) und mit 
Serbien (2013). Bosnien und Herzegowina (Antrag auf EU-Mitgliedschaft: 
2016) sowie Kosovo (der als einziger Aspirant noch keinen Antrag auf Mit-
gliedschaft gestellt hat) sind bislang lediglich „potenzielle Beitrittskandidaten“ 
(Bosnien und Herzegowina seit 2003, Kosovo seit 2008).10  
Am 15. Juli 2014 erklärte Jean-Claude Juncker schließlich kategorisch: „Es 
wird in den nächsten fünf Jahren kein neues Mitglied zur Europäischen Union 

                                                           
8  Vgl. Solveig Richter, Die OSZE-Mission in Kroatien – Sprungbrett nach Europa, in: Institut 

für Friedenforschung und Sicherheitspolitik an der Universität Hamburg/IFSH (Hrsg.), 
OSZE-Jahrbuch 2004, Baden-Baden 2004, S. 101-114, insbesondere S. 107-111. Diese 
Form der Zusammenarbeit zwischen OSZE und EU hatte sich bereits zu Beginn der 1990er 
Jahre bewährt: So arbeiteten der HKNM und die OSZE-Missionen in Estland und Lettland 
eng zusammen, um die Spannungen zwischen ethnischen Esten und Letten und den großen 
Russisch sprechenden Minderheiten abzubauen. Der Erfolg ihrer Bemühungen war jedoch 
zu einem Großteil darauf zurückzuführen, dass die Missionen und der HKNM von der 
Europäischen Kommission unterstützt wurden und beide Staaten motiviert waren, die 
Kopenhagener Kriterien von 1993 für den Beitritt zur EU zu erfüllen, darunter eben auch 
die Achtung und der Schutz von Minderheiten. Vgl. Zellner, a.a.O. (Anm. 7), S. 73. 

9  Vgl. Richter, a.a.O. (Anm. 9), S. 107 und 109. 
10  Vgl. hierzu Auswärtiges Amt, Beitrittskandidaten der Europäischen Union, unter https:// 

www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/europa/erweiterung-nachbarschaft/eu-
beitrittskandidaten-node. Als „potenzielle Bewerber“ galten alle damaligen Westbalkanlän-
der seit dem Europäischen Rat von Feira (Juni 2000); vgl. Europäischer Rat (Santa Maria 
da Feira), 19. und 20. Juni 2000, Schlussfolgerungen des Vorsitzes, unter: http://www. 
europarl.europa.eu/summits/fei1_de.htm. Kosovo erhielt den Status als potenzieller Bei-
trittskandidat im Jahr 2008; vgl. Europäische Union, EU-Erweiterung – Stand der Dinge, 
Kosovo, unter: https://europa.eu/newsroom/highlights/special-coverage/enlargement_de. 
Siehe ebenso European Neighbourhood Policy And Enlargement Negotiations, unter: 
https://europa.eu/newsroom/highlights/special-coverage/enlargement_de 
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hinzustoßen. Aus heutiger Sicht ist es unvorstellbar, dass eines der Kandida-
tenländer, mit denen wir verhandeln, die Beitrittskriterien allesamt und im De-
tail bis zum Jahre 2019 erfüllen können wird.“11 
Die Bewerberländer interpretierten diese Erklärung als Ausdruck der „Erwei-
terungsmüdigkeit“ der EU und reagierten enttäuscht. Gleichzeitig verlang-
samte sich das Tempo der Reformen, bestehende externe und interne Probleme 
verschärften sich: wiederaufflammende bilaterale Streitigkeiten, anhaltende 
interethnische Spannungen; innenpolitische Krisen; Verzögerungen und Rück-
schläge bei der Konsolidierung von Rechtstaatlichkeit; unverminderte Korrup-
tion und organisierte Kriminalität sowie die Zunahme autokratischer Tenden-
zen – allesamt besorgniserregende Entwicklungen und Konflikte mit erhebli-
chem Eskalationspotenzial. Darüber hinaus ergaben sich 2015 dadurch, dass 
der Westbalkan zu einer wichtigen Transitroute für Flüchtlinge und Migranten 
auf dem Weg in andere europäische Länder wurde, neue Herausforderungen. 
Diese nicht unbedingt erwarteten Entwicklungen bedeuten nicht nur für Süd-
osteuropa selbst einen Rückschritt, sondern könnten auch destabilisierende 
Auswirkungen auf andere Regionen Europas haben. Vor diesem Hintergrund 
bezog Kommissionspräsident Juncker in seiner Rede zur Lage der Union 2017 
noch einmal Stellung zur Beitrittsfrage und erklärte ein wenig vollmundig: 
„Wenn wir […] mehr Stabilität in unserer Nachbarschaft haben wollen, dann 
müssen wir auch eine glaubhafte Erweiterungsperspektive für den westlichen 
Balkan aufrechterhalten.“12 Er bekräftigte erneut, dass es während seiner 
Amtszeit keine EU-Erweiterung mehr geben wird, stellte aber für die „darauf-
folgenden Jahre“ eine Erhöhung der Zahl der Mitglieder in Aussicht13 – ein 
Versprechen, das bei genauerem Hinsehen keine entscheidende Positionsver-
änderung im Vergleich zu 2014 darstellt und auch nicht unbedingt dazu geeig-
net ist, in den Ländern des Westbalkans Zweifel zu zerstreuen und größere 
Hoffnungen zu wecken.14  
Wie stehen die Chancen der Westbalkanstaaten auf Mitgliedschaft in der EU 
realistisch betrachtet? Welche Hindernisse müssen überwunden werden? Wel-
che Maßnahmen könnten den Prozess beschleunigen? Ist ein rascher Beitritt 
angesichts der zahlreichen ungelösten Probleme überhaupt wünschenswert? 
Antworten auf diese und viele weitere Fragen geben die Autorinnen und 
Autoren der Beiträge im diesjährigen Themenschwerpunkt. 
                                                           
11  Europäische Kommission, Jean-Claude Juncker, Kandidat für das Amt des Präsidenten der 

Europäischen Kommission, Ein neuer Anfang für Europa, Rede zur Eröffnung der Plenar-
tagung des Europäischen Parlaments, Straßburg, 15. Juli 2014, unter: https://ec.europa.eu/ 
commission/presscorner/detail/de/SPEECH_14_567. 

12  Europäische Kommission, Präsident Jean-Claude Juncker, Rede zur Lage der Union 2017, 
Brüssel, 13. September 2017, unter: http://europa.eu/rapid/press-release_SPEECH-17-
3165_de.htm (Hervorhebung im Original). 

13  Vgl. ebenda. 
14  In seiner Rede vom 15. Juli 2014 hatte Juncker bereits hinzugefügt: „Aber die 

Verhandlungen werden weitergeführt und andere europäische Nationen und europäische 
Länder brauchen eine glaubwürdige, ehrlich gemeinte europäische Perspektive. Dies gilt 
vor allem für die Länder des westlichen Balkans.“ Juncker, Ein neuer Anfang für Europa, 
a.a.O. (Anm. 11) (Hervorhebung U.S.). 
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Für Albanien, mit dem bereits 2019 Beitrittsverhandlungen aufgenommen 
werden könnten, sind mit dem angestrebten EU-Beitritt „große Erwartungen 
an einen höheren Lebensstandard, glaubhafte Zukunftsperspektiven, funktio-
nierende demokratische Institutionen, zuverlässige Rechtsstaatlichkeit sowie 
garantierte wirtschaftliche und persönliche Freiheiten verbunden“. Das wiede-
rum übt einen hohen Reformdruck auf die einheimischen Politiker aus, wie 
Julia Wanninger und Knut Fleckenstein in ihrem Beitrag feststellen, an dessen 
Ende die Frage steht, ob die neue Generation albanischer Politiker es schaffen 
wird, „sowohl die eigene Bevölkerung als auch ihre europäischen Partner, ins-
besondere die Regierungen der EU-Mitgliedstaaten, davon zu überzeugen, 
dass die von ihr begonnenen und die weiteren angekündigten Reformen aus 
Albanien tatsächlich einen modernen europäischen Staat machen“. In seinem 
facettenreichen Beitrag über Serbien, das aufgrund seiner Größe und seines 
Gewichts entscheidend für die Transformation und Stabilisierung der gesam-
ten Region ist, analysiert Axel Jaenicke die Beziehungen Serbiens zu den be-
nachbarten EU-Mitgliedstaaten sowie zu den übrigen ehemaligen jugoslawi-
schen Teilrepubliken und Albanien. Der Autor erörtert außerdem innenpoliti-
sche Entwicklungen und das Problem zunehmender autokratischer Tendenzen 
sowie mögliche Lösungen für die „Kosovo-Frage“, die für Belgrad, Brüssel 
und Washington noch immer ein zentraler Aspekt für die Zukunft des West-
balkans ist. Er kommt zu dem Schluss, dass man angesichts der Probleme, mit 
denen die Länder der Region konfrontiert sind, durchaus die Frage stellen 
könne, „ob die EU Serbien und den anderen Staaten des Westbalkan denn tat-
sächlich eine sofortige Vollmitgliedschaft anbieten muss“, oder ob es ratsamer 
wäre, zunächst eine Art privilegierter Partnerschaft außerhalb der EU anzustre-
ben. Biljana Vankovska unterzieht in ihrem Beitrag das umstrittene Prespa-
Abkommen vom Juni 2018, in dem Athen und Skopje sich auf den zukünftigen 
Staatsnamen „Republik Nordmazedonien“ für die „ehemalige jugoslawische 
Republik Mazedonien“ geeinigt hatten, einer mutigen und kritischen Analyse. 
Kosovo wurde seit seiner Unabhängigkeitserklärung von 2008 inzwischen von 
der Mehrheit der VN-Mitgliedstaaten anerkannt – ausgerechnet fünf EU-Mit-
glieder sind nicht darunter: Griechenland, Rumänien, die Slowakei, Spanien 
und Zypern. Engjellushe Morina geht in ihrem Beitrag nicht nur den Folgen 
der umstrittenen Eigenstaatlichkeit des Kosovo nach, sondern stellt insbeson-
dere den Dialog zwischen Belgrad und Pristina in den Mittelpunkt ihrer Über-
legungen. Kroatien ist seit 2013 Mitglied der EU und gehört damit – ebenso 
wie Slowenien – genau genommen nicht mehr zu den „Westbalkanstaaten“. Es 
teilt jedoch eine lange Geschichte mit den übrigen Nachfolgestaaten des ehe-
maligen Jugoslawiens. Goran Bandov und Domagoj Hajduković beschreiben 
die Wiedereingliederung der De-facto-Republik Serbische Krajina nach dem 
Kroatienkrieg und gehen insbesondere auf die positive Rolle der Übergangs-
verwaltung der Vereinten Nationen für Ostslawonien, die Baranja und West-
Syrmien, UNTAES, ein. 
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Abgerundet wird der Themenkomplex zur Integration der Westbalkanstaaten 
von einem Beitrag von Natasha Wunsch über das Engagement der EU im west-
lichen Balkan, in dem sie zu dem Urteil gelangt, dass das Jahr 2018 eine ver-
passte Gelegenheit gewesen sei, über das bisherige Scheitern des EU-Ansatzes 
gegenüber den westlichen Balkanstaaten (selbst-)kritisch nachzudenken und 
eine umfassendere und stärker lokal verankerte Erweiterungsstrategie für die 
Region zu entwickeln.  
Außerhalb des Themenschwerpunktes befassen sich renommierte internatio-
nale Autorinnen und Autoren aus Wissenschaft und Praxis mit aktuellen Fra-
gen, Hintergrundthemen und innovativen Ideen zur Lösung von Konflikten 
und Problemen oder stellen ausgewählte Bereiche der OSZE und deren Ar-
beitsschwerpunkte sowie aktuelle Projekte vor. 
Das Jahrbuch 2018 beginnt mit vier Beiträgen zu aktuellen Entwicklungen der 
europäischen Sicherheit im Schatten der Krise in der und um die Ukraine. Zu-
nächst erörtert Christian Nünlist die „radikal divergierenden historischen Nar-
rative über die Evolution europäischer Sicherheit“, die sich seit dem Ende des 
Kalten Krieges herausgebildet haben und die zum Teil die heute höchst ange-
spannten Beziehungen zwischen Russland und dem Westen erklären könnten. 
P. Terrence Hopmanns Essay mit dem schlichten Titel „Trump, Putin und die 
OSZE“ gibt die persönliche Analyse des Autors darüber wieder, wie sich die 
Beziehung zwischen den beiden mächtigen Führern Russlands und der Verei-
nigten Staaten auf multilaterale Institutionen im Allgemeinen auswirkt und 
welche Folgen sie insbesondere für die OSZE hat. Wolfgang Zellner präsen-
tiert seine Ideen für eine mögliche langfristige und grundlegende Reform der 
OSZE, wobei er u.a. eine Wiederbelebung der politisch-militärischen Sicher-
heitsdimension der OSZE vorschlägt und auf den aktuellen „Strukturierten Di-
alog“ verweist, der Themen wie Bedrohungsperzeptionen, Militärdoktrinen, 
Herausforderungen an eine normbasierte europäische Sicherheitsordnung und 
die bestehenden militärischen Machtverhältnisse behandelt. Schließlich wer-
fen Florian Raunig, Leiter der Task Force für den österreichischen OSZE-Vor-
sitz 2017, und Julie Peer, Senior Adviser in der Task Force, einen Blick zurück 
auf die Herausforderungen, Prioritäten und Erfahrungen des österreichischen 
OSZE-Vorsitzes 2017.  
Den Abschnitt über die Aufgaben und Instrumente der OSZE leitet ein Beitrag 
von Lukasz Mackiewicz ein, in dem er die Arbeit der Abteilung für die 
menschliche Dimension der Sonderbeobachtungsmission (SMM) in der Ukra-
ine beschreibt. Nach wie vor finden in den betroffenen Gebieten schwere Men-
schenrechtsverletzungen und Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht statt. 
Der Autor hebt wichtige Erfolge hervor, erörtert aber auch offen die – auch 
internen – Probleme und Hemmnisse, die bisher verhindert haben, dass die 
Mission ihr Potenzial in diesem Bereich in vollem Umfang entfalten konnte. 
Der ehemalige Leiter der OSZE-Mission in Moldau, William H. Hill, befasst 
sich mit den Bemühungen, den Konfliktbeilegungsprozess in Transnistrien vo-
ranzubringen, und begrüßt insbesondere die Tatsache, dass die USA, die EU, 
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Russland, die Ukraine und die OSZE trotz des anhaltenden Konflikts in der 
Ukraine bislang in der Lage waren, im Rahmen des 5+2-Verhandlungsformats 
harmonisch und effektiv zusammenzuarbeiten.  
Weitere Beiträge in diesem Abschnitt befassen sich mit innovativen und viel-
versprechenden Möglichkeiten, gewaltsame Konflikte durch Vermittlung und 
Verhandlung zu verhindern und friedlich zu lösen oder abzuschwächen: Wäh-
rend in der internationalen oder Track-I-Mediation in Konflikten Außenste-
hende als neutrale Mediatoren fungieren, die eine emotionale Distanz zu einem 
bestimmten Konflikt haben, vertraut die lokale Bevölkerung in vielen Kon-
fliktkontexten eher lokalen Akteuren, die bis zu einem gewissen Grad Teil des 
Konflikts sind, deren eigenes Leben direkt vom Konflikt betroffen ist und die 
deshalb ein Interesse daran haben und auch über die nötigen Kenntnisse dafür 
verfügen, ihn zu lösen. In ihrem Beitrag erörtern Mir Mubashir, Engjellushe 
Morina und Luxshi Vimalarajah die Gründe und Möglichkeiten für ein Enga-
gement der OSZE in der „Insider-Mediation“ und stellen auch einige OSZE-
Projekte vor, die Elemente solcher Vermittlungsbemühungen umfassen, wie 
etwa die „Friedensboten“ in Kirgisistan. Im Anschluss daran erörtert Kaan 
Sahin in seinem Beitrag den Ansatz statusneutraler vertrauens- und sicherheits-
bildender Maßnahmen, der der Bearbeitung von Langzeitkonflikten, z.B. der-
jenigen in der Ostukraine und in Transnistrien, neue Impulse geben kann. 
Unter der Kapitelüberschrift „Umfassende Sicherheit: die drei Dimensionen 
und dimensionenübergreifende Herausforderungen“ beschreiben zunächst 
Claudio Formisano und Valiant Richey die Arbeit des Büros der OSZE-Son-
derbeauftragten und Koordinatorin für die Bekämpfung des Menschenhandels, 
insbesondere im Zusammenhang mit Flucht und Migration: Bei fast der Hälfte 
aller dokumentierten Opfer von Menschenhandel handelt es sich um Migran-
tinnen und Migranten, die überwiegend in Prostitution und Zwangsarbeit ver-
kauft werden, wobei Frauen, Kinder und junge Erwachsene besonders gefähr-
det sind. Ebenfalls im Kontext von Migration stellt Stefano Volpicelli ein er-
folgreiches Modell für die Integration von Flüchtlingen in Italien vor: In der 
italienischen Stadt Triest hat eine lokale NGO ein Modell für die Aufnahme 
und insbesondere die Integration von Flüchtlingen entwickelt und durchge-
führt, das auf dezentralen Unterkünften anstelle von überfüllten Flüchtlingsla-
gern beruht und das italienische System zum Schutz von Asylsuchenden und 
Flüchtlingen maßgeblich beeinflusst hat. Im Anschluss daran untersucht Arne 
C. Seifert, seit Jahrzehnten ausgewiesener Zentralasien-Experte, welche kon-
textspezifischen Ansätze zur zivilen Prävention von religiöser Radikalisierung 
und gewalttätigem Extremismus in Zentralasien erforderlich sind. Thorsten 
Stodieks Beitrag befasst sich mit dem Konzept bürgernaher Polizeiarbeit als 
Schlüsselelement bei der Kriminalitätsbekämpfung mit einem Schwerpunkt 
auf der Anwendung des Konzepts auf die Bekämpfung organisierter Kriminali-
tät sowie – in jüngster Zeit – auf die Bekämpfung von gewalttätigem Extre-
mismen und Radikalisierung, die zu Terrorismus führen. 
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Schließlich erörtert Juraj Nosal Möglichkeiten und reale Projekte der OSZE, 
die Kapazitäten staatlicher oder nichtstaatlicher Akteure zur Bekämpfung 
transnationaler Bedrohungen und Herausforderungen aufzubauen, u.a. anhand 
eines Projekts zum „Kapazitätsaufbau für Praktiker im Bereich der Strafver-
folgung zur Bekämpfung der Cyberkriminalität und Cyber-gestützter Krimi-
nalität in Südosteuropa“.  
Unser besonderer Dank gilt dem Amtierenden Vorsitzenden der OSZE im Jahr 
2018, dem italienischen Außenminister Enzo Moavero Milanesi, für sein Ge-
leitwort zum Jahrbuch. 
Und schließlich bedanken wir uns bei allen Autorinnen und Autoren ganz herz-
lich für ihren Enthusiasmus, ihr Engagement und die informativen Beiträge, 
die das OSZE-Jahrbuch auch in diesem Jahr prägen. 


